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Öffentliche Konsultation der RTR zum Entwurf der Dienstequalitätsverordnung (DQV) – 

Stellungnahme 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Wirtschaftskammer Österreich bedankt sich für die Einladung zur Teilnahme an der 

öffentlichen Konsultation des Entwurfs der Dienstequalitätsverordnung (DQV) und nimmt hiezu 

wie folgt Stellung: 

 

Mit der vorgesehenen Regelung möchte die Regulierungsbehörde ein weiteres Berichtsregime 

etablieren, das weder einen erkennbaren Mehrwert für Endnutzer noch für den Markt insgesamt 

schafft, zugleich jedoch erheblichen zusätzlichen administrativen Aufwand verursacht. Die 

regulatorischen Ressourcen sollten auf jene Maßnahmen konzentriert werden, die tatsächlich zu 

Verbesserungen für Branche und Verbraucher beitragen, anstatt durch neue Berichtspflichten 

vermeidbare Belastungen zu schaffen. Erforderlich ist eine konsequente Reduktion, nicht eine 

weitere Ausweitung administrativer Verpflichtungen. 

 

Positiv ist hervorzuheben, dass der Verordnungsentwurf den unionsrechtlichen Spielraum nutzt 

und auf eine vollständige Übernahme, der in Anhang X des EECC genannten Transparenz- und 

Qualitätsparameter verzichtet: 

„Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass für diese beiden betreffenden Leistungsparameter 

keine aktuellen Daten bereitgehalten werden müssen, wenn die Leistung in beiden betreffenden 

Bereichen nachweislich zufriedenstellend ist.“ 

 

Der europäische Rechtsrahmen zielt ausdrücklich darauf ab, nur solche Angaben zu erfassen, die 

für die Erfüllung der Transparenzpflichten erforderlich sind, und überlässt die konkrete 

Ausgestaltung den Mitgliedstaaten. Allerdings sollte der Verordnungsgeber hier weiter gehen und 

sogar die geplante Umsetzung aussetzen: Die vorgesehenen Qualitätsparameter gehen in ihrer 

praktischen Umsetzung über ein notwendiges Maß hinaus. Die vorgesehenen Mess- und 

Berechnungsmethoden sind technisch komplex, verursachen erheblichen Aufwand und führen 

faktisch zu einer überobligatorischen Regulierung, ohne einen erkennbaren Mehrwert für 

Endnutzer zu schaffen. Die Ergebnisse sind für Verbraucher weder verständlich noch vergleichbar 

und damit für die Kaufentscheidung kaum relevant, während sie für Anbieter mit erheblichen 

zusätzlichen Pflichten verbunden sind. 
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Wenn es also heißt, „Durch diese Verordnung soll Transparenz für Endnutzer von 

Internetzugangsdiensten und von öffentlich zugänglichen interpersonellen Kommunikations-

diensten – soweit sie zumindest einige Komponenten des Netzes entweder unmittelbar oder über 

eine Leistungsvereinbarung kontrollieren – geschaffen und der Qualitätswettbewerb gefördert 

werden, indem Parameter für die Dienstequalität festgelegt werden sowie eine 

Veröffentlichungspflicht normiert wird“, dann ist eine Erhebung und Meldung der in der DQV 

genannten Parameter der §§ 4  bis 11 nicht erforderlich, um dieses Ziel zu erreichen.  

 

Die in den §§ 4 bis 6 genannten Diensteparameter sind für die Mehrheit der Endnutzer weder 

verständlich noch entscheidungsrelevant. Die hochgradig technischen Messgrößen richten sich 

faktisch nur an spezialisierte Nutzergruppen, während für Verbraucher einfache, allgemein 

nachvollziehbare Leistungsangaben maßgeblich sind, wie sie z.B. der etablierte Netztest der RTR 

liefert. 

 

Zudem unterliegen Parameter wie Latenz, Verzögerungsschwankung und Paketverlust starken 

dynamischen Einflüssen und lassen sich nicht sinnvoll endnutzerindividuell erheben. Die 

geforderte Differenzierung nach Technologie oder Tarif ist technisch nur eingeschränkt 

umsetzbar und wirft zugleich erhebliche datenschutzrechtliche Bedenken auf, da kontinuier-

liche Messungen am einzelnen Anschluss eine unzulässige Verarbeitung personenbezogener 

Verkehrsdaten darstellen können. 

 

Der DQV-Entwurf knüpft außerdem die Ermittlung zentraler Qualitätsparameter an eine 

Messstrecke, die maßgeblich vom Endgerät und der In-Home-Netzumgebung beeinflusst wird. 

Diese Komponenten sind jedoch nicht dem Verantwortungs- und Kontrollbereich des Anbieters 

zuzurechnen, sondern liegen außerhalb des Einflusses der Anbieter, sodass die Messergebnisse 

durch nicht zurechenbare Faktoren verfälscht werden können, ohne dass Anbieter hierauf 

rechtlich oder technisch gestaltend einwirken können. 

 

Die genannten Dienstequalitätsparameter sind „je Technologie oder Tarif“ zu erheben und zu 

veröffentlichen. Auch wenn es sich im Mobilfunk bei 2G, 4G (LTE), 5G NSA und 5G SA aus 

technischer Sicht um eigenständige Funkzugangstechnologien handelt, können Endnutzer diese 

Technologien weder wahrnehmen noch bewusst auswählen. 

 

Im Hinblick auf Mobile Virtual Network Operators (MVNOs) ist klar, dass die genannten 

Parameter MVNOs nicht zur Verfügung stehen. Es greift systematisch zu kurz anzunehmen, ein 

MVNO könne seine Verpflichtungen dadurch erfüllen, dass er auf den Netzbetreiber verweist. Der 

Host-MNO ist weder in der Lage, die spezifischen Tarifstrukturen des MVNO abzubilden, noch 

entsprechende Messwerte tarifbezogen für MVNO-Produkte bereitzustellen. Ein solcher Verweis 

bliebe daher in der praktischen Umsetzung wirkungslos und vermag die aus der DQV 

resultierenden Pflichten rechtlich nicht zu erfüllen. 

 

Zu § 7 ist anzumerken, dass die Ermittlung dieser Frist ausschließlich an objektiv durch den 

Verpflichteten beeinflussbare Vorgänge anknüpfen darf. Am Beispiel der SIM-Karte ausgeführt, 

kann dies lediglich der Zeitpunkt des Empfangs der SIM-Karte durch den Endkunden sein - der 

Beginn der tatsächlichen Nutzung hingegen liegt allein im Ermessen des Endkunden und ist vom 

Verpflichteten nicht beeinflussbar. Gleiches gilt für die Aktivierung einer zur Verfügung 

gestellten eSIM. Wird nicht von dieser Verpflichtung Abstand genommen, so wäre sie 

dahingehend zu präzisieren, dass ausschließlich objektiv durch den Verpflichteten beeinflussbare 

Vorgänge berücksichtigt werden. 
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§ 8 ist in dieser Form abzulehnen, weil die Anzahl eingehender Rechnungsbeschwerden kein 

objektives Maß der Dienstqualität ist. Es besteht vielmehr die Gefahr, dass hier 

Kontaktaufnahmen unterschiedlich und damit für einen Vergleich unbrauchbar bewertet und 

eingeordnet werden. Was hinzukommt: Die vorgesehene Angabe der Gesamtanzahl der 

Rechnungen betrifft ein wesentliches Betriebs- und Geschäftsgeheimnis des Verpflichteten und 

ist daher von der Veröffentlichungspflicht des § 15 auszunehmen. 

 

Der Inhalt der Regelung des § 9 ist aus der Zeit gefallen und steht geradezu im Widerspruch zur 

technischen Realität im Kundenservice. Zeitgemäße Servicekonzepte orientieren sich an 

Effizienz, Nutzerfreundlichkeit und internationalen Best Practices und setzen verstärkt auf 

digitale Self-Service-Lösungen sowie intelligente Assistenzsysteme. Diese ermöglichen die 

Bearbeitung zahlreicher Kundenanliegen schnell, zuverlässig und unabhängig von Servicezeiten. 

Vor diesem Hintergrund ist der Zeitpunkt des Kontakts mit einem menschlichen 

Servicemitarbeiter kein geeigneter Maßstab mehr für die tatsächlich wahrgenommene 

Servicequalität. 

 

Der § 10 definierte Begriff der „Ausfallswahrscheinlichkeit“ ist nicht definiert und stellt keinen 

Bezug zu international anerkannten Standards her. Das führt zu erheblichen Unsicherheiten bei 

Datenermittlung und Auslegung. Daher sollte die Ermittlung dieses Kennwerts sich an 

praxistauglichen, standardisierten und europaweit etablierten Messverfahren ausrichten, die 

sowohl technisch realisierbar sind als auch eine sachgerechte Transparenz für Endnutzer 

gewährleisten. 

 

Zu § 11 kann auf die Anmerkung § 7 verwiesen werden, denn auch bei der Messtrecke zur 

Ermittlung der Zeitspanne zwischen dem Empfang der Adressinformation durch das Netz und der 

Anrufsignalisierung am Endgerät des rufenden Endnutzers deren Endpunkt – nämlich das 

Endgerät des Kunden – nicht im Kontrollbereich des Mobilfunknetzbetreibers liegt. 

 

Die Bestimmung des § 12 ist nachvollziehbar und ausreichend – in den EB sollte klargestellt 

werden, dass die Angabe in der Barrierefreiheitserklärung dazu ausreicht. 

 

In § 13 Abs 2 ist für Notrufabfragestellen eine Übergangsfrist für Text in Echtzeit bzw. 

Gesamtgesprächsdienste vorgesehen. Diese muss auch für die Verpflichteten gemäß § 12 und die 

Anbieter gemäß § 13 Abs. 1 gelten, weil die Anbieter in gleicher Weise wie die 

Notrufabfragestellen von den technischen, organisatorischen und wirtschaftlichen 

Herausforderungen bei der Implementierung betroffen sind. Eine Gleichbehandlung ist hier 

daher geboten. 

 

Wir ersuchen um Berücksichtigung dieser Überlegungen und verbleiben 

 
 

mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

Dr. Rosemarie Schön 

Abteilungsleiterin 
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